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1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Schreibensentwurf an 
den Grossen Rat. 

 

Begründung 
Die Volksinitiative «Mittelstand entlasten - Krankenkassenprämien von den 
Steuern abziehen! (Krankenkassen-Initiative)» verlangt mit einer Ergänzung 
der Kantonsverfassung den Abzug der selbstbezahlten Prämien für die obli-
gatorische Krankenpflegeversicherung vom steuerbaren Einkommen. Die 
Initiative ist nach Auffassung des Regierungsrats rechtlich zulässig, aber mit 
einer unumgänglichen Ergänzung zu versehen. Da ihre Auswirkungen nicht 
ohne weiteres ersichtlich sind, sollte sie den Stimmberechtigten nicht sofort 
vorgelegt, sondern dem Regierungsrat zur Berichterstattung an den Grossen 
Rat überwiesen werden. Die Berichterstattung würde die Gelegenheit für ei-
ne vertiefte Auseinandersetzung mit den verschiedenen Aspekten der 
Initiative bezüglich der Ausgestaltung des Steuerabzugs, der steuerlichen 
Belastung der Steuerpflichtigen und der Steuerausfälle für den Kanton bie-
ten. 
 

                                                                                            
 


